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Nachhaltige Entwicklung hat in den 
vergangenen Jahren unter den poli-
tischen Handlungszielen zunehmend 
an Bedeutung gewonnen. Sie 
spricht Themen an, die alle zu den 
drängenden Zukunftsfragen unserer 
Gesellschaft zählen: Kampf gegen 
Klimawandel, Umgang mit knappen 
Ressourcen, Migration als soziale 
Herausforderung, Zusammenhalt der 
Generationen in alternden Gesell-
schaften – um nur einige zu nen-
nen. Dies macht aber auch deutlich, 
dass nachhaltige Entwicklung eine 
komplexe gesellschaftliche Aufgabe 
ist. Sie hat viele Dimensionen, sie 
involviert viele Handlungsebenen 
und sie braucht das Engagement 
der in ihrem jeweiligen lokalen und 
regionalen Umfeld tätigen Akteu-
rinnen und Akteure. Und dazu be-
darf sie eines Instruments, das da-
bei Richtung und Orientierung gibt.
Die Erarbeitung einer gesamt-

österreichischen, von Bund und 
Ländern akkordierten Strategie für 
nachhaltige Entwicklung (ÖSTRAT) 
markiert deshalb einen Meilenstein 
der Entwicklung. Sie signalisiert, 
dass Nachhaltigkeit ihren ökolo-
gischen Ursprüngen und Dimensi-
onen entwachsen ist und sich als 
Querschnittsmaterie im Kernbereich 
gesellschaftlicher Diskussion und 
politischen Handelns etabliert hat.
Der Ruf nach einem ökologischen 

Umbau der Gesellschaft und jener 

nach Sicherung von Arbeitsplätzen 
sind in ihrem Selbstverständnis kei-
ne Antipoden, sondern Ausdruck 
einer gesellschaftlichen Doppeldi-
vidende: Ökologische Innovationen 
geben Antworten auf Klimawandel 
und Ressourcenknappheit – und 
sie eröffnen der Wirtschaft neue 
Chancen auf internationalen Märk-
ten und den Menschen Aussicht 
auf nachhaltige Beschäftigung. Die 
ÖSTRAT folgt aber auch der Über-
zeugung, dass sich neue, nachhal-
tige Konsum- und Produktionsmus-
ter nur unter einem hohen Grad 
sozialer Kohäsion umsetzen lassen, 
der starke Sozialnetze, Chancen-
gleichheit und faire Zugangsmög-
lichkeiten zu Bildung und Qualifi ka-
tion voraussetzt.
Die Strategie erfordert dazu auch 

neue, erweiterte Governance-Mo-
delle, die vertikale Ziel- und Um-
setzungskohärenz unter ihren vielen 
Handlungsebenen – global, europä-
isch, national, regional, lokal – ga-
rantieren. Beispielgebend dafür ist 
eine Politikfelder übergreifende und 
Bund und Länder integrierende Ko-
ordination. Ihren operativen Aus-
druck fi ndet sie im bereits weitge-
hend umgesetzten Arbeitsprogramm 
2009-2010. In dieser Sonderausgabe 
informiert das journal nachhaltigkeit 
über die ÖSTRAT und gibt einen 
Überblick über ausgewählte Initiati-
ven des Bundes und der Länder.

Im Zentrum der

Politik angekommen

Harald Dossi

Eva Persy

Wolfram Tertschnig

editorial
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Bündelung der Kräfte für 
 Aufgaben der Zukunft

Strategischer Rahmen

Nachhaltige Entwicklung ist ein gesell-
schaftlicher Prozess. Es bedarf nicht 
primär Normen und technologischer Ver-
änderungen, sondern eines klugen und 
kreativen und vor allem ganzheitlichen 
Umgangs mit den Herausforderungen 
der Zukunft. Vor diesem Hintergrund 
haben der Ministerrat und die Landes-
hauptleutekonferenz beschlossen, die 
Kräfte der Länder und des Bundes in 
einem gemeinsamen strategischen und 
organisatorischen Rahmen zu bündeln. 

Die Österreichische Strategie Nach-
haltige Entwicklung (ÖSTRAT) wur-
de im Mai 2009 von den Landes-
hauptleuten und im Juli 2010 vom 
Ministerrat beschlossen. Sie baut 
auf den Zielen und Politikprinzipien 
der Nachhaltigkeitsstrategie der Eu-
ropäischen Union, der Nachhaltig-
keitsstrategie des Bundes (NSTRAT, 
2002) sowie den Strategien und 
Programmen der Länder im Be-
reich Nachhaltiger Entwicklung auf 
und orientiert sich auch an den 
Millenniumszielen der Vereinten Na-
tionen.
Die ÖSTRAT positioniert sich 

ergänzend zu jenen Aktivitäten, 
die vom Bund in seiner Gesamt-
heit, von einzelnen Ressorts auf 
Grundlage ihrer sektoralen Zustän-
digkeiten oder einzelnen Bundes-
ländern für sich alleine gesetzt 
werden. Sie richtet sich primär an 
Politik und Verwaltung und eröffnet 
Räume für themenspezifi sche Koo-
perationen zwischen den einzelnen 
PartnerInnen (Bund, Länder, Regi-

onen, Gemeinden, Sozialpartner 
und zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen). Für die Abstimmung und 
Umsetzung der Aktivitäten werden 
die bestehenden Mechanismen im 
Bereich nachhaltiger Entwicklung 
genutzt. 

Querschnittsthemen mit

Synergiepotenzial

Das Arbeitsprogramm 2009-2010 
– der operative, ergebnisorientierte 
Teil der ÖSTRAT – greift zentrale 
Themenfelder aus einer langfristigen 
Perspektive auf und erläutert die 
konkreten Herausforderungen und 
mittelfristigen Ziele. Deren gemein-
same Merkmale sind, dass sie als 
Querschnittsthemen nur über Res-
sortgrenzen hinweg bearbeitet wer-
den können und dass sie ein hohes 
Synergiepotenzial in der Zusam-
menarbeit von Bund und Ländern 
aufweisen. Einige Themen wurden 
bewusst nicht vertieft, weil sie in 
anderen Prozessen bereits intensiv 
bearbeitet werden. Im Rahmen der 

Themenfelder wurden Initiativen 
erarbeitet, die für eine besondere 
Qualität der Zusammenarbeit ste-
hen. ÖSTRAT-Initiativen folgen dem 
Grundsatz der Ganzheitlichkeit im 
Sinne der wirtschaftlichen, ökolo-
gischen und soziokulturellen sowie 
der zeitlichen Dimension. Darüber 
hinaus zeichnen sie sich durch Vor-
bildwirkung und Innovationskraft 
aus. Ergänzend zu den Initiativen 
wurden ausgewählte, einschlägige 
„Beispiele mit Modellcharakter“ ins 
Programm genommen. 

Basis oder Bezugsrahmen

Seitens der Länder wurde im Lau-
fe des Prozesses auch refl ektiert, 
ob die Erarbeitung regionaler Nach-
haltigkeitsstrategien als Klammer 
zwischen der ÖSTRAT und vorhan-
denen Strategien und Programmen 
zweckmäßig und dadurch ein klarer 
Mehrwert gegeben wäre. Da die 
Voraussetzungen in den einzelnen 
Ländern sehr unterschiedlich sind, 
wurde die se Frage auch unter-
schiedlich beantwortet. Die ÖSTRAT 
trägt dem Rechnung, indem sie 
beiden Erfordernissen gerecht wird: 
Sie kann einerseits unmittelbar als 
Basis für die strategische Arbeit auf 
Landesebene dienen, andererseits 
auch Bezugsrahmen für eigene Lan-
desstrategien sein. 
Alle Dokumente zur ÖSTRAT und 
weiterführende Informationen fi nden 
sich auf www.nachhaltigkeit.at. 
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Ulrike Haslinger, Thomas Steiner

Gemeinsamer Kompass für
 vielfältige Initiativen

Der Mehrwert der Strategie

DIin Ulrike Haslinger

ist Mitarbeiterin im Bereich 
Nachhaltige Entwicklung der Wiener 
Umweltschutzabteilung – MA 22.

DI Thomas Steiner

ist Nachhaltigkeitskoordinator 
des Landes Niederösterreich.

Der Mehrwert der ÖSTRAT liegt in 
ihrem Charakter:
Die ÖSTRAT ist ein ermögli -
chende Strategie: Sie gibt den 
Nachhaltigkeitsaktivitäten von 
Bund und Ländern eine gemein-
same Richtung, lässt aber gleich-
zeitig Räume, Wege und innova-
tive Lösungen für die sektoralen 
ebenso wie für regional und lo-
kal angepasste Entscheidungsfi n-
dungen offen. 

Die ÖSTRAT ist der Subsidiarität 
verpfl ichtet: Durch gemeinsames 
Vorgehen dort, wo Landes- oder 
Bundesaktivitäten alleine nicht 
ausreichen, wird rasches, zielori-
entiertes Handeln möglich.

Die ÖSTRAT defi niert einen in-
haltlichen und organisatorischen 
Rahmen, innerhalb dessen sich 
das gemeinsame Nachhaltig -
keitshandeln von Ländern und 
Bund bewegt. Sie benennt im 
Arbeitsprogramm konkrete He-
rausforderungen, Handlungsziele, 
Maßnahmen und Umsetzungs-
prozesse zu aktuellen Fragen und 
gibt dadurch Richtungssicherheit.

Die ÖSTRAT ist eine lernende 
Strategie: Sie wird in regelmä-

ßigen Abständen auf ihre Effi zienz 
und Zielgerichtetheit evaluiert und 
fortgeschrieben und nimmt durch 
externe Evaluation den Blick von 
Außen auf. So schafft sie laufend 
beste Entscheidungsgrundlagen 
und ist Motor für Weiterentwick-
lungen und Innovationen.

Die ÖSTRAT ist ein freiwilliger, 
gemeinsamer, ebenenübergrei-
fend strategischer und ergebnis-
orientierter Prozess mit Program-
men, die konsensual erarbeitet, 
beschlossen und kooperativ um-
gesetzt werden. Damit werden 
ein Zukunft weisender Weg in 
der Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern eröffnet, Barri-
eren abgebaut und im Sinne der 
Volkswirtschaft Mittel sparsam 
und wirkungsorientiert eingesetzt.

Diese Charakteristik der ÖSTRAT 
fi ndet ihre Bestätigung auch bei den 
Ownern der im ÖSTRAT-Arbeitspro-
gramm repräsentierten Initiativen, al-
so bei jenen Personen unterschied-
licher Bundes- und Landesstellen, 
die für eine Initiative besondere 
Verantwortung übernehmen. In ei-
ner Umfrage sehen sich die Owner 
durch die ÖSTRAT in ihrer Kompe-

tenz gestärkt. Den Mehrwert erken-
nen sie in folgenden Punkten:
Die ÖSTRAT-Beschlüsse auf Mi-
nisterrats- und Landeshauptleu-
teebene geben Legitimation für 
die Bearbeitung drängender, kom-
plexer Themen in einem klaren, 
prozessorientierten Rahmen für 
sektorübergreifendes Arbeiten.

Der ÖSTRAT-Prozess bietet im 
Rahmen der Arbeitsprogramm-
entwicklung Gelegenheit, Ideen 
zu entwickeln, zu präsentieren, 
zu diskutieren, zu präzisieren, zu 
hinterfragen und zu überprüfen.

Die Owner fi nden gute Zugänge 
zu Informationen/Daten, Netzwer-
ken und Strukturen vor. Für sie 
eröffnen sich neue, interessante 
Inhalte, Gesichtspunkte, Ansätze 
und Möglichkeiten.

Innovative Prozesse lassen inno-
vative Strukturen und Produkte 
entstehen. Owner können günstig 
standardisierte, innovative und 
praktische Methoden und Werk-
zeuge/Instrumente erwerben, die 
das Arbeiten erleichtern helfen.

Die vorhandenen Gremien und 
Netzwerke sorgen für Öffent-
lichkeit und die Verbreitung von 
Ideen, wie auch für das Einhalten 
von Kriterien im Sinne einer gu-
ten Qualitätssicherung. 

Nachhaltige Entwicklung ist mittlerweile zum Leit-
motiv politischen Handelns und gesellschaftlicher 
Gestaltung geworden. Aus diesem Verständnis 
heraus sind in den vergangenen Jahren zahl-
reiche Initiativen entwickelt und Aktivitäten gesetzt 
worden – vom Bund in seiner Gesamtheit, von 
den einzelnen Ressorts, von den Bundesländern. 
Welchen Mehrwert bringt da die Österreichische 
Strategie Nachhaltige Entwicklung (ÖSTRAT) ein?
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Nachhaltigkeit im Alltag
 erfahrbar machen

Das Arbeitsprogramm 2009-2010

Das von Bund und Ländern akkor-
dierte ÖSTRAT-Arbeitsprogramm 
2009-2010 umfasst 42 konkrete Initi-
ativen in neun Themenfeldern. Damit 
wurde der abstrakte Begriff Nachhal-
tigkeit praktisch erfahrbar und durch 
jede Initiative mehr im Alltag der 
Menschen verankert. 

Das ÖSTRAT-Arbeitsprogramm 
2009-10 auf Basis des Beschlusses 
der Landeshauptleutekonferenz (Mai 
2009) umfasste 32 Initiativen in fol-
genden sieben Themenfeldern:
Globale Verantwortung
Gesellschaftlicher Zusammenhalt 
Sozialkapital

Nachhaltigkeit auf lokaler und re-
gionaler Ebene

Ökoeffi zienz und Ressourcenma-
nagement durch nachhaltige Mo-
bilität, Konsum- und Produktions-
muster

Verantwortungsvolle Unterneh-
men (CSR) als Erfolgsfaktor für 

den Wirtschafts- und Arbeits-
standort Österreich 

Bildung, Kom munikation und For-
schung für nachhaltige Entwick-
lung 

Good Governance – Qualitätsvolle 
Zusammenarbeit von Staat und 
Zivilgesellschaft

Mit dem Ministerratsbeschluss im 
Juni 2010 kamen weitere zwei 
Themenfelder 
Öffentliche Gesundheit, Präventi-
on und Altern 

Arbeit unter fairen Bedingungen 
für alle

und Initiativen des Bundes dazu, 
so dass das Ar-
bei tsprogramm 
nun 42 Initiativen 
in neun Themen-
feldern enthält.
Für jede Initiati-

ve ist ein/e Ow-
ner/ in definier t 
als verantwort-
liche Institution 
und von dieser 
eine zuständige 
Ansprechperson, 
die dafür sorgt, 
dass die Initiati-
ve ausreichend 

Unterstützung erhält und mittel- bis 
langfristig verfolgt bzw. umgesetzt 
wird.
Mit März 2011 waren bereits 

53 % der Initiativen in Umsetzung 

sowie 31 % umgesetzt und 16 % 
sind im Planungsstadium. 
Im Folgenden werden 21 aus-

gewählte Initiativen aus den neun 
Themenfeldern des Arbeitspro -
gramms vorgestellt. Allen ÖSTRAT-
Initiativen ist gemeinsam, dass sie 
jeweils in Kooperation mehrerer 
Bundesressorts, länderübergreifend 
bzw. in Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern umgesetzt werden. 

Mag. Josef Taucher,

Österreichische Gesellschaft 
für Umwelt und Technik (ÖGUT), 
unterstützt die Nachhaltigkeitskoordina-
torInnen-Konferenz bei der Umsetzung 
und Weiterentwicklung der ÖSTRAT.

Umsetzungsstand

in Planung
16%

Umsetzung läuft
53%

umgesetzt/
abgeschlossen

31%

Verteilung der Initiativen

Länder Owner Länder Partner
bei Bundesinitiativen

Bund Owner Bund Partner
bei Länderinitiativen

15
13

27

6
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NESTORGOLD

Gütesiegel für
altersgerechte Arbeit

Um die nachhaltige Sicherung 
des Sozialstaats sowie die Wett-
bewerbsfähigkeit des Wirtschafts-
standortes Österreich auch vor dem 
Hintergrund des demografischen 
Wandels zu gewährleisten, gilt es, 
den längeren Verbleib der Erwerbs-
tätigen im Arbeitsprozess optimal 
zu unterstützen. Um das stärker 
ins Bewusstsein zu rücken und da-
für Anreize zu geben, entwickelte 
das Bundesministerium für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz 
(BMASK) gemeinsam mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft, 
Familie und Jugend (BMWFJ), den 
Sozialpartner-Organisationen und 
dem AMS das Gütesiegel NES-
TORGOLD für alter(n)sgerechte Unter-
nehmen und Organisationen.
Ziel der Initiative ist es, die ös-
terreichischen Betriebe nachhaltig 
auf die in Zukunft stark veränderte 
Altersstruktur der Bevölkerung vor-
zubereiten, indem das Bewusst-
sein für den besonderen Wert, die 
Potenziale und Bedürfnisse älterer 
MitarbeiterInnen gestärkt und die 

Umsetzung konkreter Maßnahmen 
in diesem Bereich gefördert wird.
Das Zertifikat ist als Weiterent-
wicklung und Aufwertung des vom 
B M A S K 
2004 b is 
20 07 in -
i t i i e r t e n 
N e s t o r -
W e t t b e -
werbs zu 
sehen und 
wird a l le 
zwei Jah-
re du rch 
den Bun -
desminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz verliehen. 2010 
wurden erstmals drei Pilotbetriebe 
mit dem Gütesiegel NES TORGOLD 
ausgezeichnet. Derzeit läuft die 
Bewerbungsphase für die nächste 
Verleihung im Jahr 2012.
Im Rahmen des Zertifizierungs-
prozesses, den Unternehmen und 
Organisationen für den Erwerb 
des Gütesiegels durchlaufen, wer-
den gemeinsam mit ExpertInnen 

für Altersmanagement individuelle 
Maßnahmen für ein alter(n)s- und 
geschlechtergerechtes sowie le-
bensphasenorientiertes Arbeitsum-
feld entwickelt. Gleichzeitig erfolgt 
eine Überprüfung des Betriebes 
durch eigens dafür ausgebildete 
AssessorInnen auf seine Alter(n)s-
gerechtigkeit anhand von 27 Indi-
katoren, die den vier Handlungs-
feldern Individuum, Organisation, 
Vitalität und Kultur zuzuordnen sind. 
Auf Empfehlung der AssessorInnen 
trifft dann der Zertifi zierungsbeirat, 
zusammengesetzt aus Vertrete-
rInnen der Ministerien und Interes-
senvertretungen, die Entscheidung 
über die Auszeichnung. Die Zertifi -
zierung gilt für einen Zeitraum von 
drei Jahren und kann dann durch 
einen verkürzten Rezertifi zierungpro-
zess neuerlich erworben werden.

i Mag.a Sylvia Bierbaumer
 e sylvia.bierbaumer@bmask.gv.at
 t +43 1 711 00 6179
 www.bmask.gv.at

Arbeit unter fairen
Bedingungen für alle
Erwerbsarbeit ist nach wie vor die Existenzbasis für die große 
Mehrheit der Bevölkerung. Sie wird aber fragiler: einerseits durch 
den steigenden Trend der Arbeitslosigkeit, anderseits durch die 
Zunahme prekärer Arbeitsverhältnisse, die auch jenen, die einen 
Job haben, kein ausreichendes Auskommen garantieren. Mit 
Blick auf das steigende Durchschnittsalter der Erwerbstätigen 
werden alter(n)sgerechte Arbeitsbedingungen immer wichtiger.T

he
m
en

fe
ld

östrat-initiativen
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Der „Strategische Leitfaden Um-
welt und Entwicklung“ wurde von 
einer interministeriellen Arbeitsgrup-
pe gemeinsam mit Vertretern der 
Zivilgesellschaft erarbeitet und im 
September 2009 vom Ministerrat 
zur Kenntnis genommen. Er ver-
steht sich als Richtschnur für alle 
öffentlichen Akteure Österreichs.

Grundsätze 

Die Österreichische Entwicklungs-
zusammenarbeit bekennt sich zu 
den Umweltkonventionen der UNO, 
den Grundsätzen der EU-Politiken 
und der Pariser Deklaration der 
OECD über die Wirksamkeit der 
Entwicklungszusammenarbeit. Be-
sondere Aufmerksamkeit schenkt 
sie partnerschaftlichem Agieren, 
der Berücksichtigung kultureller und 
sozialer Rahmenbedingungen, Ge-
schlechtergleichstellung und dem 
Empowerment von Frauen. 
Ergänzend dazu will sie
Synergien zwischen Umwelt-
schutz und Armutsminderung nut-
zen, 
negative Umweltwirkungen ver-
hindern und positive maximieren,
integrierte, multisektorielle Ansät-
ze vorzugsweise verfolgen,

lokale Eigentümerschaft und das 
lokale Management der natürlichen 
Ressourcen fördern,
sich für die Integration von Um-
weltschutz in nationale Entwick-
lungsplänen stark machen,
Bewusstseinsbildung und Kapazi-
tätsentwicklung im Umweltschutz 
unterstützen,
ganzheitlichen Zugang zu Umwelt-
gütern und gerechte Beteiligung am 
Nutzen von Umweltschutz fördern,
international zusammenarbeiten 
und Beiträge zur Umsetzung der 
Umweltkonventionen leisten,
Erfahrungen und Know-how der 
österreichischen Gesellschaft nut-
zen.
Thematische Handlungsfelder und 
Ziele sind das nachhaltige Manage-
ment der natürlichen Ressourcen, 
Desertifi kationsbekämpfung und Er-
halt der Biodiversität, nachhaltiges 
Chemikalien- und Abfallmanage-
ment, Klimaschutz sowie Wasser 
und Siedlungshygiene.

Umsetzungsstrategie 

Für die Umsetzung dieser Grund-
sätze sind die Förderung der De-
zentralisierung und die Integration 
von Umweltzielen und -maßnahmen 

Globale Verantwortung

Der weltweite Ressourcenverbrauch ist nicht nachhaltig und die 
soziale Kluft zwischen Arm und Reich weitet sich zusehends. 
Das belastet die Lebenschancen heute lebender und künftiger 
Generationen. Österreich wird sich auf internationaler Ebene für 
einen globalen sozialen Ausgleich und den Umbau zu einer nach-
haltigen Wirtschaft einsetzen. Dazu gilt es auch das Verhältnis 
von Wirtschaftswachstum und nachhaltiger Entwicklung zu prüfen.

in lokale Ent-
wicklungsplä-
ne, Entwick-
l u n g s f o n d s 
und Projekte 
we s e n t l i c h . 
Ebenso gilt es, 
lokale zivilge-
sellschaftliche 
Organisationen 
z u  s t ä r k e n 
und eine brei-
te Beteiligung 
der Bevölke -
rung zu forcieren. Auch die multi-
laterale Zusammenarbeit sowie die 
Partnerschaft mit Organisationen 
der zivilen Gesellschaft und der Pri-
vatwirtschaft bieten wertvolle An-
satzpunkte für die Umsetzung. 
Als Instrument für Informations-
austausch und zur Verbesserung 
der innerösterreichischen Kohärenz 
wurde eine „informelle Plattform“ 
eingerichtet. Ihr obliegt auch das 
Verfolgen der Umsetzung des Leit-
fadens.

i MMag. Franz Breitwieser
 e franz.breitwieser@bmeia.gv.at
 t +43 5 011 50 44 46
 www.bmeia.gv.at
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Leitfaden Umwelt und Entwicklung

Richtschnur für Entwicklungs zusammenarbeit
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Die Initiative „Wachstum im Wan-
del“ wurde als notwendige Kon-
sequenz auf die unübersehbaren 
Probleme ins Leben gerufen, mit 
welchen das dominierende kapita-
listische Wirtschaftssystem zuneh-
mend konfrontiert ist. Zusehends 
gelangen wir mit der paradigma-
t ischen For-
derung nach 
anha l tendem 
W i r t scha f t s -
wachstum an 
ö ko l o g i s c h e 
Grenzen, sozi-
ale Abgründe 
und in ökono-
mische Sinn-
k r i s e n .  D i e 
aktuelle Finanz- 
u n d  W i r t -
schaf tskr ise, 
die uns unsere gegenseitige glo-
bale Abhängigkeit und somit auch 
Verantwortung deutlich vor Augen 
führt, bestätigt einmal mehr die 
brennende Aktualität dieser bereits 
2007 vom österreichischen Lebens-
ministerium gestarteten Initiative.
In diesem Jahr wurden das Sustai-

nable Europe Research Institute (SE-
RI) und Karuna Consult beauftragt, 
ein Argumentarium zu entwerfen, 
welches sich mit diesen Problemen 
und der Frage auseinandersetzt, in 
welchem Verhältnis Wachstum und 
nachhaltige Entwicklung zueinander 
stehen. Die Antworten und Ergeb-

nisse dieses 
Stakeholderpro-
zesses wur-
den schl ieß -
l ich 2009 in 
e inem Band 
unter dem Ti-
tel „Welches 
Wachstum ist 
n a c h h a l t i g ? 
Ein Argumen-
tarium“ veröf-
fentlicht. Auf-
b a u e n d  a u f 

die sem ersten Signal an die Öffent-
lichkeit wurde dann im Jänner 2010 
die erste internationale Konferenz 
unter dem Titel „Wachstum im 
Wandel“ in Wien ausgerichtet. An 
zwei Tagen diskutierten über 600 
TeilnehmerInnen vielfältige Aspekte 
rund um das Thema Wachstum.

Aus Perspektive der ÖSTRAT sind 
neben der vehementen Forderung 
nach einer nachhaltigen Gestaltung 
ökologischer, ökonomischer und so-
zialer Prozesse vor allem die Be-
teiligungsprozesse im Rahmen von 
Wachstum im Wandel hervorzuhe-
ben. So sind neben der Wirtschaft, 
den Sozialpartnern und CSOs (Chief 
Security Offi cer) auch Bund und 
Länder immer wieder gemeinsam 
an der Umsetzung beteiligt. 
Aktuell wird auf Basis der Ergeb-
nisse der Konferenz in mehreren 
Policy-Science Stakeholderdialogen 
an einer Policy-Paper-Reihe gear-
beitet, in der wachstumsrelevante 
Fragen vertieft und weiter aufberei-
tet werden. Darauf aufbauend wird 
Ende 2012 eine zweite internationa-
le Konferenz „Wachstum im Wan-
del“ abgehalten, zu der alle interes-
sierten Stakeholder wieder herzlich 
eingeladen sind. 

i Mag.a Elisabeth Freytag
 e elisabeth.freytag@

 lebensministerium.at
 t +43 1 515 22 13 02
 www.wachstumimwandel.at

Wachstum im Wandel

An den Grenzen eines Dogmas
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Sozialkapital und gesell-
schaftlicher Zusammenhalt
Die demografi schen Trends – steigende Lebenserwartung, sin-
kende Geburtenzahlen, Zurückdrängung traditioneller Familien-
modelle – stellen den gesellschaftlichen Zusammenhalt auf die 
Probe. In vielfältigen sozialen Beziehungen erarbeitetes Sozialka-
pital wird da zu einem wesentlichen Faktor für gesellschaftliche 
Stabilität. Die Stärkung gemeinschaftlichen, zivilgesellschaftlichen 
Engagements ist dazu ein wichtiges Ziel.

Lernwelt Sozialkapital

Von der Theorie
zur Praxis

Unter „Sozialkapital“ versteht man 
in der Wissenschaft den sozialen 
Zusammenhalt innerhalb einer Ge-
meinschaft („gesellschaftl icher 
Kit t“). Diesem Thema widmet 
die internationale Forschung (vgl. 
OECD, WTO) heute besonders ho-
he Aufmerksamkeit. Denn es wur-
de erkannt, dass hier der Schlüssel 
zur nachhaltigen Entwicklung von 
Gemeinschaften liegt: In mehreren 
empirischen Studien konnten di-
rekte Zusammenhänge von Sozial-
kapital mit wirtschaftlichem Erfolg, 
Gesundheit, Bildung, Lebensqualität 
und Sicherheit nachgewiesen wer-
den.

Internationale Trends

International ist ein Rückgang des 
Sozialkapitals zu beobachten. Der 
moderne Lebensstil mit Geschäf-
tigkeit und Zeitdruck, Stress und 
Wettbewerb sowie das umfassende 
Unterhaltungsangebot führen dazu, 
dass die Bereitschaft zu Engage-
ment allgemein sinkt und die Be-
ziehungen loser werden. Diese Ent-
wicklung hat einen Preis, der heute 
noch kaum in seiner ganzen Trag-

weite abgeschätzt werden kann. So 
geraten nicht nur viele Menschen 
allmählich in die unfreiwillige Isola-
tion, auch der gesellschaftliche Zu-
sammenhalt schwindet. Durch die 
demografische Entwicklung wird 
sich dieser Druck auf das Sozialka-
pital noch verstärken.

Wie kann man Sozialkapital 

fördern? 

Essentiell für das Sozialkapital 
ist nicht die Quantität, sondern 
vor allem die Qualität von Bezie-
hungen. Ein wesentlicher Indikator 
für qualitätsvolle Beziehungen ist 
das wechselseitige Vertrauen: Je 
vertrauensvoller die Beziehungen 
zwischen Menschen (und sozialen 
Netzwerken), umso größer ist das 
Sozialkapital. Vertrauen kann man 
aber nicht verordnen, nicht erzwin-
gen, nicht „machen“, Vertrauen ist 
gewissermaßen eine „erwünschte 
Nebenwirkung“ von gelungenen 
Beziehungen. 
Was also kann man konkret tun, 
um Sozialkapital zu fördern? Auf 
der Suche nach Antworten auf die-
se Frage wurden vom Büro für Zu-
kunftsfragen mehrere Pilotprojekte 
initiiert, gefördert oder evaluiert, wie 
etwa das Gemeindeprojekt „zämma 
leaba“ oder „friends and more“ – 
Sozialkapital macht Schule.

Ein intensiver Erfahrungsaustausch 
fand beim LA21-Gipfel „Vom Lu-
xus des Wir – Was hält die Gesell-
schaft zusammen? Nachhaltigkeit 
und Sozialkapital“ im Herbst 2010 
in Vorarlberg statt. Über 200 Teil-
nehmende aus ganz Österreich und 
dem angrenzenden Bodenseeraum 
nahmen daran teil und tauschten 
sich zur „Lernwelt Sozialkapital“ 
aus. Auch in der Zusammenarbeit 
mit dem Bodensee-Jugendgipfel im 
Juni 2010 fand eine intensive Aus-
einandersetzung mit dem Thema 
statt. 2011 fi nden zahlreiche Ex-
kursionen statt, die ebenfalls einen 
Mehrwert an Wissen und prak-
tischen Einsichten ermöglichen.

i Dr.in Kriemhild Büchel-Kapeller
 e kriemhild.buechel-kapeller@

 vorarlberg.at
 t +43 5574 511 206 15
 www.vorarlberg.at/zukunft
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Freiwilliges Engagement hat in Ös-
terreich einen hohen Stellenwert. 
43,8 Prozent der österreichischen 
Bevölkerung ab 15 Jahren, also 
rund drei Millionen Menschen, sind 
freiwillig/ehrenamtlich aktiv. Die ho-
he Lebensqualität in unserem Land 
wird vom freiwilligen Engagement 

in den unterschiedlichsten Be-
reichen wie Katastrophenhilfs- und 
Rettungsdiensten, Soziales, Kultur, 
Unterhaltung, Sport, Umwelt, Kir-
che oder Nachbarschaftshilfe we-
sentlich mitbestimmt. Freiwilligen-

tätigkeit bietet einen Mehrwert, 
schafft Sozialkapital und stärkt den 
sozialen Zusammenhalt. Neben ei-
ner erfolgreichen Beschäftigungs-
politik und einem wirksamen So-
zialstaat mit Rechtsansprüchen ist 
freiwilliges Engagement somit ein 
wesentlicher Bestandteil unseres 
Gesellschaftsmodells.

Neue Formen und Strukturen

Untersuchungen bestätigen, dass 
die Bereitschaft zum Engagement 
grundsätzlich nicht wesentlich nach-
gelassen hat, sich aber die Formen, 
Strukturen und Motive ändern. Die-
sen Herausforderungen als auch je-
nen aufgrund des demografi schen 
Wandels gilt es aktiv zu begegnen. 
Dazu müssen gemeinsam und ko-
ordiniert weiterhin Maßnahmen zur 
Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für Freiwilligentätigkeit und 
der nachhaltigen Sicherung des 
freiwilligen Engagements diskutiert 
und gesetzt werden. 

Europäisches Jahr der

Freiwilligentätigkeit

2011 wurde seitens der EU zum 
Europäischen Jahr der Freiwilligen-

tätigkeit zur Förderung der aktiven 
Bürgerschaft ausgerufen, um unter 
anderem die Voraussetzungen für 
freiwilliges Engagement zu verbes-
sern und auf die große Bedeutung 
der Freiwilligentätigkeit aufmerksam 

zu machen. Dieser Impuls stellt ei-
ne wichtige Unterstützung im Hin-
blick auf die längerfristigen Ziele 
wie Ab- und Qualitätssicherung 
von Freiwilligenengagement, Kom-
petenzanerkennung, Bedeutung und 
Wert von Freiwilligentätigkeit und 
Zusammenarbeit sowie Vernetzung 
dar. 

i Mag. Anton Hörting
 e anton.hoerting@bmask.gv.at
 t +43 1 711 00 3270
 www.bmask.gv.at

Freiwilliges Engagement

Förderung der aktiven Bürgerschaft



 journal nachhaltigkeit

12

2011/1
 Der Newsletter des Akteursnetzwerks Nachhaltiges Österreich

ZukunftsRaum Tirol

Leitlinie für
räumliche
Entwicklung

Mit dem von der Landesregierung 
beschlossenen Raumordnungsplan 
„ZukunftsRaum Tirol“ verfügt das 
Land Tirol seit 2007 über eine stra-
tegische Leitlinie für die räumliche 
Entwicklung des Landes, die sich 
von Grund auf an der Nachhal-
tigkeit orientiert. Derzeit läuft die 
erste Zwischenevaluierung. Sie ist 
die Basis für die Fortschreibung 
des Raumordnungsplans, die bis 
Jahresmitte von der Landesre-
gierung beschlossen werden soll. 
Da die Aufgaben der Nachhaltig-
keitskoordination in Tirol von der 
auch für Raumordnung und Regi-
onalentwicklung zuständigen Stelle 
wahrgenommen werden, kann die 
Weiterentwicklung des „Zukunfts-
Raums“ optimal mit der Erstellung 
der Tiroler Nachhaltigkeitsstrategie 
synchronisiert werden.
Inhaltlich geht es dabei um den 
sorgsamen Umgang mit der Res-
source Grund und Boden in all 
seinen Facetten, den Zusammen-
hang von Raumordnung und Mo-
bilität, die Stärkung insbesondere 
auch ländlicher Lebens- und Wirt-

Vernetzte Initiativen

Sanfte Mobilität
im Tourismus

In gewerblichen Unterkünften wer-
den in Österreich jährlich rund 
125 Millionen Gästenächtigungen 
verzeichnet, die durchschnittliche 
Aufenthaltsdauer beträgt etwa vier 
Tage. Das bedeutet rund 30 Mio. 
an- und abreisende Gäste, also über 
60 Mio. Reisen jährlich, dazu kom-
men noch Fahrten in private Unter-
künfte und Tagesfahrten. Ein Groß-
teil der Urlaubsreisen wird mit dem 
eigenen Pkw durchgeführt. Der tou-
ristische Verkehr verursacht somit 
erhebliche Umweltbelastungen. Ne-
ben Lärm, Schadstoffen und CO2 
Emissionen sowie den Unfallrisiken 
des fl ießenden Verkehrs stellt der 
Flächenbedarf der abgestellten Pkw 
bei vielen touristischen Zielen ein 
Problem dar. 
In Österreich haben sich daher zahl-
reiche Initiativen gebildet, die sich 
für „sanfte Mobilität“ im Tourismus 
einsetzen und zum Teil bereits er-
folgreich Maßnahmen umgesetzt 
haben, die attraktives Reisen ohne 
eigenes Auto oder Flugzeug ermög-
lichen. Wichtig dabei sind neben 
umfassenden Informationen vor und 
während der Reise, preiswerten An-

Nachhaltigkeit auf lokaler 
und regionaler Ebene
Prozesse der Selbstorganisation und Beteiligung und die Eta-
blierung lokaler und regionaler Wirtschaftskreisläufe sind für 
die Umsetzung nachhaltiger Entwicklung essentiell. Dazu sollen 
Agenda21-Prozesse und andere Beteiligungsmodelle eine Kultur 
der Nachhaltigkeit etablieren. Der Raumordnung kommt in der 
Gestaltung einer auf Nachhaltigkeit ausgerichteten räumlichen 
Entwicklung eine wichtige Rolle zu.T
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schaftsräume sowie die Forcierung 
von Kooperationen. Die Evaluie-
rungsbilanz ist in Summe sehr er-
freulich, da rund zwei Drittel der 
vorgesehenen Maßnahmen bereits 
umgesetzt wurden oder sich in 
Durchführung befinden. In wich-
tigen Kernaufgaben der Raumord-
nung besteht allerdings nach wie 
vor großer Handlungsbedarf. Dieser 
betrifft insbesondere die weitere 
Forcierung der Innenentwicklung 
von Siedlungen, die noch stärkere 
Berücksichtigung der Verkehrswir-
kungen räumlicher Strukturen sowie 
die Sicherung und Entwicklung des 
Freiraums und seiner Funktionen. 
Diese Themen werden daher auch 
im Zentrum der Fortschreibung ste-
hen.
Der „ZukunftsRaum Tirol“ wurde in 
einem breiten Beteiligungsprozess 
entwickelt: Rund 1.200 engagierte 
BürgerInnen, ExpertInnen, Interes-
senvertreterInnen, VertreterInnen 
von Gemeinden und öffentlichen 
Stellen sowie PolitikerInnen haben 
mitgearbeitet. 

i Mag. Franz Rauter
 e raumordnung.statistik@tirol.gv.at
 t +43 512 508 36 02
 www.tirol.gv.at/themen/landes

entwicklung/zukunftsraum
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Nationalparks

Initiativen für
mehr Synergien

Die Einzigartigkeit der sechs öster-
reichischen Nationalparks ist eine 
wichtige Grundlage für naturna-
hen und nachhaltigen Tourismus in 
Österreich. Nationalparktourismus 
stellt aber auch einen wichtigen 
Wirtschaftsfaktor dar. Eine engere 
Zusammenarbeit der Nationalparks 
untereinander und mit externen 
Partnern ist notwendig, um im in-
ternationalen Wettbewerb erfolg-
reich zu sein. Sie wird heute aber 
vielfach noch dadurch erschwert, 
dass Produkte und Zielgruppen je-
weils zu unterschiedlich sind.
Dies sind Ergebnisse eines zwei-
jährigen Diskussionsprozesses, den 
das Bundesministerium für Wirt-
schaft, Familie und Jugend 2007 
mit den Nationalparkdirektoren, 
Touristikern, der Österreich Wer-
bung und dem Lebensministerium 
im Rahmen der Task Force „Touris-
mus und Nationalparks“ initiiert hat. 
Ende 2009 legte die Task Force 
ihren Endbericht dazu vor, der auch 
nachhaltige Wirkungen zeitigte:
Aufbauend auf den Ergebnissen 
der Task Force wurden einzelne 
Initiativen auf Bürgermeisterebene 

gesetzt. So haben etwa die 33 Re-
gionsgemeinden der Nationalparkre-
gion Hohe Tauern Ende 2009 eine 
Arbeitsgemeinschaft zur Erarbeitung 
eines länderübergreifenden Touris-
musmarketingkonzepts für den Na-
tionalpark Hohe Tauern gegründet.
Das Lebensministerium hat ge-
meinsam mit den Bundesländern 
und verschiedenen Naturschutz-
NGO eine neue österreichische Na-
tionalparkstrategie erarbeitet, wel-
che am 21. Juni 2010 präsentiert 
wurde. Ihr Schwerpunkt ist eine ef-
fi ziente Organisation und Koordina-
tion des Nationalparkmanagements 
unter einer gemeinsamen Dachmar-
ke. 
Das Bundesministerium für Wirt-
schaft, Familie und Jugend wird 
auch zukünftig im Rahmen seiner 
Möglichkeiten eine engere strate-
gische Kooperation aller National-
parkpartner unterstützen. 

i Mag. Anton Zimmermann
 e anton.zimmermann@

 bmwfj.gv.at
 t +43 1 711 00 57 77
 www.bmwfj.gv.at

geboten und Gepäcktransport auch 
gute Mobilitätsangebote in den Fe-
rienregionen (Bus- und Bahnverkehr, 
Anrufsammeltaxis, Elektrofahrzeuge 
und Fahrräder zum Mieten …)
Die vorgeschlagene Initiative im 
Rahmen der ÖSTRAT zielt nun 
auf die Bündelung dieser Initiati-
ven, etwa beim Marketing und bei 
gemeinsamen Projekten. Schließ-
lich sollen Verbesserungen für 
den touristischen Verkehr auch 
möglichst großen Nutzen für die 
alltägliche Mobilität der einheimi-
schen Bevölkerung haben. Wich-
tige Umsetzungspartner sind Län-
der und Gemeinden, Österreich 
Werbung, Tourismusverbände, die 
Wirtschaftskammer Österreich, die 
Alpenkonvention, Tourismusdestina-
tionen, Verkehrsunternehmen im In- 
und Ausland und das Kuratorium 
für Verkehrssicherheit. 

i DI Ernst Lung
 e ernst.lung@bmvit.gv.at
 t +43 1 711 62 651 102
 www.bmvit.gv.at/verkehr/gesamt

verkehr/tourismus/index.html
 Dr.in Veronika Holzer
 e veronika.holzer@

 lebensministerium.at
 t +43 1 515 22 12 10
 www.umweltnet.at/article/

articleview/28093/1/7300
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Bis Mitte des Jahres 2011 soll in 
einem breit angelegten Dialogpro-
zess ein Ressourceneffi zienz Akti-
onsplan (REAP) erarbeitet werden. 
Dieser soll Ziele zur Forcierung der 
Ressourceneffi zienz in Österreich 
defi nieren und geeignete Leitmaß-
nahmen und Leitinstrumente fest-
legen. Das Lebensministerium ko-
ordiniert diesen Prozess, in dem 
Wirtschaft, Wissenschaft, Verwal-
tung, die Bundesländern und die 
Zivilgesellschaft eingebunden sind.
Der Aktionsplan Ressourceneffi-
zienz liefert damit einen wesent-
lichen Umsetzungsbeitrag für die 
Österreichische Strategie Nachhal-
tige Entwicklung (ÖSTRAT) und 
das Themenfeld „Ökoeffi zienz und 
Ressourcenmanagement durch 
nachhaltige Mobilität, Konsum- und 
Produktionsmuster“.

Win-Win-Ziele

Ein effi zienter Umgang mit natür-
lichen Ressourcen verfolgt mehre-

re „Win-Win-Ziele“: Eine Redukti-
on des Ressourcenverbrauchs und 
eine Erhöhung der Ressourcenef-
fi zienz entlastet die Umwelt von 
Abfällen, Emissionen und ökolo-
gisch schädlichen Effekten. Res-
sourceneffi zienz kommt aber auch 
der Wirtschaft zugute, denn an-
gesichts steigender Rohstoffpreise 
können Strategien ausgearbeitet 
werden, die Unternehmen fi nanzi-
ell entlasten und Platz machen für 
Innovationen. Prozess- und Produk-
tinnovationen und das Erschließen 
neuer Märkte führen auch zu neu-
en „Green Jobs“. Schließlich be-
deutet der sorgsame und effi ziente 
Umgang mit natürlichen Ressour-
cen mehr Versorgungssicherheit für 
gegenwärtige und zukünftige Gene-
rationen.

Round Table

Die Erstellung des REAP ist als Di-
alogprozess angelegt, bei dem die 
Einbindung bedeutender Stakehol-

der besonders wichtig ist. Es fan-
den bisher mehrere ExpertInnen-
Workshops statt, in denen Themen 
und Inhalte des Aktionsplans be-
sprochen wurden. Im Herbst 2010 
wurde der erste „Round Table 
Ressourceneffi zienz“ veranstaltet, 
der mit rund 200 TeilnehmerInnen 
ein großer Erfolg war und in wei-
terer Folge jährlich stattfi nden wird 
und als Plattform eines „Netzwerks 
Ressourceneffi zienz“ dient.
Der Ressourceneffi zienz Aktions-
plan ist ein langfristiger Prozess, 
der nicht mit einem Bericht seinen 
Abschluss fi nden wird, sondern im 
Rahmen seiner Umsetzungspha-
se ab 2011 wichtige Akzente zur 
Verbesserung der österreichischen 
Ressourceneffi zienz setzen wird.

i DI Christopher Manstein
 e christopher.manstein@

 lebensministerium.at 
 t +43 1 515 22 16 05
 www.lebensministerium.at

Ressourceneffi zienz Aktionsplan

Gemeinsames Ziel: Schonung der Ressourcen

Ökoeffi zienz und
Ressourcenmanagement
Nachhaltige Entwicklung muss Wirtschaftswachstum von Ressour-
cenverbrauch entkoppeln. Dem stehen aber gängige Mobilitäts-
strukturen und Konsummuster entgegen. Qualitatives Wachstum 
erfordert daher systemische Innovationen und die gleichzeitige 
Änderung von Produktionsweisen und Konsumverhalten. Ökoeffi zi-
enz kann so zu einem Standortfaktor für Österreich werden. Die 
öffentliche Beschaffung spielt dabei eine wichtige Rolle.T
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Sowohl die EU als auch der Bund 
und andere Länder haben die 
Bedeutung der öffentlichen Be-
schaffung als Instrument für das 
Vorantreiben ressour-
censchonender Wirt-
schaftsweisen mittler-
weile in verschiedenen 
Strategiedokumenten 
fe s t g eh a l t e n  und 
möchten dieses Po-
tenzial verstärkt nut-
zen. Die Stadt Wien 
hat sich frühzeit ig 
dieses Themas ange-
nommen und bereits 
1998 das Programm ÖkoKauf Wien 
gestartet. Damit kann mittlerweile 
auf mehr als zehn Jahre Umset-
zungserfahrung und eine Fülle an 
Materialien zurückgegriffen werden. 
Durch die Weitergabe des Wissens 
und die Kooperation mit anderen 
einschlägigen AkteurInnen soll die 
Wirksamkeit dieses Ansatzes wei-
ter verstärkt werden. 
Über die unmittelbaren, die Um-
welt entlastenden Effekte hinaus 

liegt das besondere Potenzial in der 
Marktmacht eines so bedeutenden 
Nachfragers, wie sie die öffentliche 
Hand darstellt. Dadurch können 

die Markteinführung 
und Marktdif fusion 
umweltfreundlicherer 
Produkte und Dienst-
leistungen vorange-
trieben und zukunftso-
rientierte Innovationen 
stimuliert werden.
Um die Berücksich-
tigung ökologischer 
Maßnahmen im Be-
schaffungs- und Aus-

schreibungswesen zu erreichen, 
werden umweltbezogene Kriteri-
enkataloge für die vom Magistrat 
der Stadt Wien und den ihm an-
geschlossenen Organisat ionen 
benötigten Waren, Produkte und 
Leistungen ausgearbeitet und wei-
terentwickelt. Diese sind durch ei-
nen Erlass des Magistratsdirektors 
verbindlich und bei der Vergabe 
ebenso wie Wirtschaftlichkeit, Qua-
litätsanforderung, ArbeitnehmerIn-

nenschutz und Gebrauchstauglich-
keit zu berücksichtigen. 
Weiters werden Textbausteine für 
Ausschreibungen und Positionspa-
piere erstellt, Pilotprojekte durch-
geführt, Grundlagendaten und Be-
wertungsverfahren erarbeitet und 
Bewusstsein bildende Maßnahmen 
durchgeführt. Es ist geplant, im 
Sinne der Nachhaltigkeit auch so-
ziale Aspekte in die Beurteilungen 
mit einfl ießen zu lassen.
Das im Zuge von ÖkoKauf Wien 
erarbeitete und dokumentier te 
Wissen steht nicht nur als Basis 
für die Auftragsvergabe der Stadt 
Wien zur Verfügung, sondern kann 
von jedermann als Orientierungshil-
fe herangezogen werden. Für Kon-
sumentInnen werden die Informa-
tionen zusätzlich themenbezogen 
adäquat aufbereitet. 

i DIin Eva Persy, MBA
 e eva.persy@wien.gv.at
 t +43 1 4000 735 61
 Ergebnisse und Informationen:

www.oekokauf.wien.at
 Kontakt zur Programmleitung:
 www.oekokauf.wien.at/

beschaffung.html

ÖkoKauf Wien

Modell für nachhaltige Beschaffung
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FAIRantwortung

KMU legen Berichte 
zur Nachhaltigkeit

Im Rahmen des Projekts „Erfolg 
mit FAIRantwortung“ erstellen klei-
ne und mittlere Unternehmen aus 
den unterschiedlichsten Branchen 
CSR-Strategien (Corporate Social 
Responsibility) 
sowie Nach -
halt igkeitsbe -
r i c h t e .  Z i e l 
des zwischen 
J ä n n e r  u n d 
Oktober 2010 
in Niederöster-
reich gelaufe-
nen Pilotpro -
jekts war es, 
Nachhaltigkeit 
langfr ist ig in 
Unte rnehmen 
zu verankern und damit die regio-
nale Entwicklung und die Wettbe-
werbsfähigkeit zu erhöhen. Die 25 
teilnehmenden Unternehmen haben 
sich im Rahmen ihrer CSR-Beratung 
intensiv mit der Einbindung von so-
zialen und ökologischen Kriterien 
in ihren Geschäftsalltag beschäf-
tigt. Der Nutzen dabei reicht von 
gesteigerter Mitarbeitermotivation 
und Kundenbindung bis hin zu Ko-

steneinsparungen durch sorgsamen 
Ressourceneinsatz.
Seit 2008 wurde die Initiative „Er-
folg mit FAIRantwortung“ bereits 
in vier Bundesländern durchgeführt, 
wobei in Niederösterreich erstmals 
auch Nachhaltigkeitsberichte erstellt 
wurden. Niederösterreich positio-
niert sich damit als Vorreiter, er-
scheinen doch österreichweit ins-
gesamt nur rund zehn Berichte von 

KMU pro Jahr. 
Der Erfolg des 
P i lo tp ro jek ts 
hat das Land 
N iede rös te r -
reich von der 
Notwendigkeit 
ü b e r z e u g t , 
auch weiter-
hin kleineren 
Unternehmen 
die Möglichkeit 
zu bieten, sich 
strategisch mit 

dem Thema auseinander zu set-
zen. Aus diesem Grund werden 
auch heuer wieder 15 Betriebe von 
professionellen BeraterInnen dabei 
unterstützt, einen Nachhaltigkeits-
bericht zu erstellen

i DI Thomas Steiner
 e thomas.steiner@noel.gv.at
 t +43 2742 9005 143 52
 www.noel.gv.at

WIN

Begleitung in die
nachhaltige
Zukunft

Unternehmen agieren heute unter 
schwierigen Bedingungen. Stei -
gende Energiepreise, die Globalisie-
rung, der demographische Wandel 
und vieles mehr führen zu stark ver-
änderten Märkten und steigendem 
Wettbewerbsdruck. Um aber als 
Unternehmen langfristig wirtschaft-
lich erfolgreich zu sein, ist es wich-
tig, innovativ zu denken und neben 
ökonomischen Erfolgsfaktoren auch 
seine ökologische und soziale Ver-
antwortung wahrzunehmen.
Steirische Betriebe werden von 
der „Wirtschaftsinitiative Nachhal-
tigkeit – WIN“ auf ihrem Weg in 
eine „nachhaltige Zukunft“ beglei-
tet. Die Wirtschaftsinitiative Nach-
haltigkeit ist dabei eines von mitt-
lerweile acht „Regionalprogrammen 
zum betrieblichen Umweltschutz“ 
in Österreich. Trotz unterschied-
licher Organisationsstrukturen und 
Fördermodalitäten ist den Regional-
programmen das Ziel gemeinsam, 
österreichischen Betrieben durch 
geförderte Beratungsinhalte einen 
Anreiz für verantwortungsvolles 
und faires Verhalten gegenüber al-

Verantwortungsvolles
Unternehmertum
Unternehmen haben hohes Wirkungspotenzial und tragen große 
gesellschaftliche Verantwortung. Corporate Social Responsibili-
ty (CRS) als glaubwürdiges soziales Engagement ist aber auch 
eine strategische Chance: Es motiviert die MitarbeiterInnen, 
stärkt das Image und eröffnet Innovationspotenziale. Als Er-
folgsfaktor auch für den Standort Österreich soll CSR durch ein 
geeignetes Umfeld unterstützt werden.

UnternehmerInnen mit FAIRantwortung

T
he

m
en

fe
ld

östrat-initiativen
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Masterplan green jobs

Beschäftigung durch
Umweltschutz

Im Oktober 2010 wurde von Bun-
desminister Niki Berlakovich der 
„Masterplan green jobs“ präsen-
tiert. Es handelt sich dabei um die 
österreichische Strategie zur Ma-
ximierung von umweltrelevanten 
Beschäftigungseffekten, welche in 
Zusammenarbeit mit einer Vielzahl 
von Expertinnen und Experten aus 
Ministerien, Interessenvertretungen 
und öffentlichen Einrichtungen erar-
beitet wurde.
Gemäß der EU-weit akkordierten 
Defi nition versteht man unter „green 
jobs“ all jene Beschäftigten, welche 
Güter und Technologien produzieren 
und Dienstleistungen zur Verfügung 
stellen, deren Hauptzweck es ist, 
die Umwelt zu schützen und die 
Ressourcen zu schonen.
„Green jobs“ sind krisensichere Ar-
beitsplätze, welche nicht nur dem 
Ausbau der Wertschöpfung und 
des Wohlstandes dienen, sondern 
auch zum Erhalt und zur Schonung 
der Ökosysteme nachhaltig beitra-
gen. Derzeit gibt es rund 200.000 
„green jobs“ ist Österreich. Bereits 
jetzt wird in Österreich jeder zehn-
te Euro mit der Umwelt verdient. 
Eine Erhebung der Statistik Aus-

tria belegt, dass die Investitionen 
in die Umweltwirtschaft große 
Wirkung zeigen. Während in der 
Wirtschaftskrise in der österrei-
chischen Gesamtwirtschaft Öster-
reich ein Rückgang der Beschäf-
tigten im Ausmaß von 0,6 Prozent 
zu verzeichnen war, kam es in der 
Umweltwirtschaft zu einem gegen-
läufi gen Trend. Die Umweltbeschäf-
tigung stieg im Jahresvergleich 
2008 zu 2009 um 3,7 %. 
Insbesondere die Initiativen im 
„Management der Energieressour-
cen“ haben einen großen Einfl uss 
auf die Entwicklung der Umwelt-
wirtschaft und ihrer Beschäftigten-
zahlen. Von 2008 bis 2009 konnte 
im Sektor „Erneuerbare Energien“ 
ein Zuwachs von neun Prozent re-
gistriert werden. Mit Maßnahmen, 
die auf Österreichs Energieautarkie 
abzielen, können damit auch posi-
tive und zukunftsweisende Beschäf-
tigungseffekte erreicht werden.

i Mag. Dr. Josef Behofsics
 e josef.behofsics@

 lebensministerium.at
 t +43 1 515 22 1329
 www.lebensministerium.at

len Zielgruppen des Unternehmens 
und gegenüber der natürlichen Um-
welt zu bieten.
Im Mittelpunkt der Beratungspro-
jekte stehen dabei schnell umsetz-
bare Maßnahmen zum Energie-
sparen und mehr Energieeffi zienz 
genauso wie die Einführung von 
Umweltmanagementsystemen oder 
die Begleitung langfristig wirksamer, 
partizipativ erstellter nachhaltiger 
Unternehmensstrategien. Betriebe, 
die auf diese Weise proaktiv mit 
Zukunftstrends umgehen und sich 

ihrer Verantwortung gegenüber 
Umwelt und Gesellschaft bewusst 
sind, schaffen einen Mehrwert – 
für sich und die künftigen Gene-
rationen.

i DIin Silke Leichtfried
 e silke.leichtfried@stmk.gv.at
 t +43 316 877 45 05
 www.win.steiermark.at
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Öko-Fußabdruck

Den Lebensstil
vermessen

Ständig werden wir mit dem Begriff 
„Nachhaltigkeit“ konfrontiert, doch 
was heißt dies für den einzelnen 
Menschen? Der ökologische Fuß-
abdruck ist eine wissenschaftliche 
Methode, die auf einfache Art und 
Weise Zusammenhänge aufzeigt 
und geeignet ist, die Zukunftsfä-
higkeit des Lebensstils zu überprü-
fen. Jede/Jeder kann anhand seiner 
Lebensweise feststellen, wie groß 
der persönliche Fußabdruck ist und 
überlegen, mit welchen Maßnah-
men dieser verringert werden kann 
– ohne Lebenslust und Freude zu 
verlieren. Ziel der Initiative ist, die 
Menschen für Ihre Zukunft sensi-
bel zu machen und zu verantwor-
tungsvollem Handeln gegenüber 
der Umwelt und den Menschen 
anzuleiten.
Der Fußabdruckrechner wurde vom 
Lebensministerium in Kooperation 
mit dem ORF im Web eingerichtet. 
Von der Robert-Jungk-Bibliothek für 
Zukunftsfragen wurden im Auftrag 
der Nachhaltigkeitskoordination Salz-
burg Materialien ausgearbeitet, die 
kostengünstig von der Steiermark 

übernommen und bedarfsorientiert 
weiter entwickelt werden konnten. 
Durch die enge Vernetzung der 
Akteure in den Bundesländern er-
folgte eine rasche und umfassende 
Verbreitung des Themas. Innerhalb 
kürzester Zeit konnten in den ver-
schiedenen Bundesländern „Foot-
print-Experten“ geschult werden, 
die sowohl in Schulen als auch bei 
Kommunen und Betrieben für Vor-
träge und Veranstaltungen zur Ver-
fügung stehen. Damit konnten über 
50.000 Personen persönlich ange-
sprochen und informiert werden.

i DIin Gudrun Walter
 e gudrun.walter@stmk.gv.at
 t +43 316 877 42 67
 www.nachhaltigkeit.steiermark.at

proVISION

Forschungsbasis
für nachhaltige
Entwicklung

proVISION ist das Forschungspro-
gramm des Bundesministeriums 
für Wissenschaft und Forschung, 
mit dem die österreichische Stra-
tegie „Forschung für nachhaltige 
Entwicklung (FORNE)“ umgesetzt 
wird. Thematisch widmet sich pro-
VISION den Zusammenhängen von 
Klimawandel, Raumentwicklung und 
Lebensqualität. Komplementär zu 
anderen Nachhaltigkeitsforschungs-
programmen werden die Öko- und 
Soziosphäre in den Blick genom-
men, also die Wechselwirkungen 
zwischen Gesellschaft und Natur. 
Dies setzte zum einen Interdiszipli-
narität voraus, zum anderen ein in-
tensives Zusammenwirken mit den 
Menschen in der Region. Das wie-
derum erforderte auch eine hohe 
Sensibilität für eine Sprache, die 
die Menschen erreichen kann. 
Durch die Einbindung aller re -
levanten Universitäten und For-
schungsinstitutionen hat proVISION 
eine kritische Masse an grundlagen-
orientierter interdisziplinärer Nach-
haltigkeitsforschung geschaffen. 
Damit ist auch eine Institutionalisie-
rung der Nachhaltigkeitsforschung 

Bildung, Kommunikation
und Forschung
Nachhaltige Entwicklung setzt eine Bildung voraus, die auf 
humanistischen Idealen sowie der kritischen Refl exion gesell-
schaftlicher Rahmenbedingungen basiert. Nachhaltige Entwick-
lung braucht aber auch eine Kommunikationsarbeit, die die 
Wirkungen von Lebensstilen und Konsummustern vermittelt, 
und eine öffentlich unterstützte Forschung als zentralen Innova-
tionsmotor für eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung.T
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Sustainability Award

Vorbildliche
Vermittler 
von Werten

Als Bildungsstätten von 
zukünftigen Entschei-
dungstragenden über-
nehmen die Universi-
täten und Hochschulen 
große Verantwortung, 
um das Ziel der UN-
Dekade „Bildung für 
Nachhaltige Entwick-
lung“ zu erfüllen, näm-
lich die Integration und 
stärkere Verankerung nachhaltiger 
Entwicklung in den nationalen Bil-
dungsvorhaben. Mit dem Sustaina-
bility Award sollen die oft isoliert 
agierenden Stakeholder, die mit ih-
ren Initiativen den Weg zur nach-
haltigen Entwicklung aufbereiten, 
miteinander vernetzt und anderen 
Einrichtungen als inspirierende Vor-
bilder vorgestellt werden.
Die verschiedenen Institutionen des 
Hochschulsektors stehen nicht al-
lein für die Erforschung und Lehre 
umweltrelevanten Wissens, son-
dern dienen auch als Vermittler 
von gesellschaftlichen Normen und 
Werten. Aufgaben im Bereich des 
Umweltmanagements und des Um-
weltschutzes sind mittlerweile fi x 

in den Alltag integriert, während 
die Herausforderungen im Bereich 
der sozialen Dimension der nach-
haltigen Entwicklung noch weiterer 
innovativer Ansätze und breiterer 
Aufmerksamkeit bedürfen. Verein-
barkeit von Beruf und Familie, Gen-

deraspekte, aber auch 
Ernährung und Ge -
sundheitsvorsorge sind 
Themen, die in ver-
schiedenen Modellen 
an den Hochschulen 
bearbeitet und erprobt 
werden können. 
Bildung für Nachhaltige 
Entwicklung schult das 
Erkennen von Zusam-

menhängen, das Antizipieren von 
Entwicklungen, das Denken über 
Disziplinen und Sparten hinweg, för-
dert autonomes, verantwortungsbe-
wusstes Handeln und interkulturelle 
Interaktion. Sie schafft damit ideale 
Voraussetzungen, um in dem fl o-
rierenden Bereich der „green jobs“ 
zu reüssieren. 

i Dr.in Evi Frei
 e evi.frei@bmwf.gv.at
 t +43 1 531 20 60 30
 www.bmwf.gv.at
 Dr. Peter Iwaniewicz
 e peter.iwaniewicz@

 lebensministerium.at
 t +43 1 515 22-1610
 www.lebensministerium.at

an der Universität gelungen, wofür 
das „Doktoratskolleg nachhaltige 
Entwicklung“ (DoknE) an der Uni-
versität für Bodenkultur ein mar-
kantes Beispiel ist. Mehr als 400 
Publikationen und Aktivitäten für 
die Wissenschaft sowie rund 170 
Publikationen und Aktivitäten (Ver-
anstaltungen, Workshops, Radio- 
und Fernsehbeiträge usw.) für die 
Praxis sind bisher aus dem Pro-
gramm hervorgegangen.
Unter dem Titel „proVISION unter-
wegs“ tourte von März 2008 bis 
Mai 2009 eine Wanderausstellung 

durch Österreich, bei der in ei-
ner „Wissensbox“ mit interaktiven 
Medien (Video- u. Audioclips, Dia-
shows, Logbuch) die Inhalte der 
Forschungsprojekte vermittelt wur-
den.

i Dr.in Karolina Begusch-Pfefferkorn
 e karolina.begusch-pfefferkorn@

 bmwf.gv.at
 t +43 1 531 20 56 38
 www.provision-research.at
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Agenda 21

Ein Netz von
Landeplätzen für
Nachhaltigkeit

Die Nachhaltigkeitsprogramme von 
UNO, EU, Bund und Ländern wei-
sen die Lokale Agenda 21 als zen-
trales Instrument zur Umsetzung 
einer Nachhaltigen Entwicklung 
auf kommunaler und regionaler 
Ebene aus. In Österreich gibt es 
bundesweit bereits 430 Agenda 
21-Gemeinden und 35 Agenda 21-
Regionen. Mehr als 30.000 Bür-
gerInnen haben sich bisher aktiv 
beteiligt und geschätzte 3.000 Um-
setzungsprojekte sind entstanden. 
Die LA21 stellt ein Netzwerk von 
„Landeplätzen für Nachhaltigkeit“ 
dar, wo die Ziele und Grundsätze 
der übergeordneten Programme ins 
Konkrete und Erlebbare gebracht 
werden. 
Wesentlich dabei ist die laufende 
Verbesserung der Qualitäten von 
LA21-Prozessen. Die Arbeitsgruppe 
„DNS-LA21“ der Nachhaltigkeitsko-
ordinatorInnen hat Basisqualitäten 
für lokale und regionale Agenda 21-
Prozesse in Österreich in folgenden 
drei Bereichen erarbeitet:
1. Basisqualitäten für den Prozess-
ablauf (Beschluss, breite Beteili-

gung, Leitbild, Umsetzung, Erfolgs-
überprüfung, Vernetzung)
2. Basisqualitäten für Beteiligung 
(aktives Mitplanen und Mitge -
stalten)
3. Inhaltliche Basisqualitäten (sozi-
ale, wirtschaftliche und ökologische 
Nachhaltigkeitsziele)
Diese Qualitäten sind für alle Pro-
zesse, die ab 2009 gestartet wur-
den, verbindlich und werden von 
den Leitstellen der Bundesländer 
gemeinsam mit den betroffenen 
Gemeinden, Bezirken und Regionen 
überprüft und dokumentiert. Damit 
sollen folgende Ziele erreicht wer-
den: 
Langfristiges Stabilisieren von LA 
21-Prozessen, 
Bessere inhaltliche Ausrichtung 
an den Prinzipien und Zielen einer 
Nachhaltigen Entwicklung,
Transparenz der Erfolgsfaktoren 
für die lokalen Entscheidungsträge-
rInnen und ProzessbegleiterInnen,
Bessere Unterscheidbarkeit der 
LA21 zu anderen Instrumenten der 
Gemeinde- und Regionalentwick-
lung.

i DI Günther Humer
 e guenther.humer@ooe.gv.at
 t +43 732 7720 144 44
 www.ooe.gv.at

Politik neu gestalten

Forcierte Beteiligung
der Öffentlichkeit

Seit drei Jahren geben „Standards 
der Öffentlichkeitsbeteiligung“ den 
VerwaltungsmitarbeiterInnen Anreiz 
und Anregung dafür, bei der Erar-
beitung von Plänen, Programmen 
und Rechtsakten möglichst umfas-
send die Öffentlichkeit einzubinden. 
Dies ist das Resultat eines im Jahr 
2005 in der österreichischen Bun-
desverwaltung mit konkreten Maß-
nahmen eingeleiteten Projekts zur 
Förderung von Öffentlichkeitsbetei-
ligung. Unter der Federführung von 
Bundeskanzleramt und Lebensmini-
sterium wurde ein Prozess gestar-
tet, der auf die Etablierung dieser 
Standards abzielte.
In einem mehrstufigen Prozess, 
in den die Ressorts eingebunden 
waren, kam eine erste gemein-
sam erarbeitete Fassung zustan-
de, die an wichtige VertreterInnen 
von Gebietskörperschaften, Sozial-
partner und verschiedene NGO’s 
zur Ansicht und mit der Bitte um 
Kommentare und Ergänzungen wei-
tergeleitet wurde. Zahlreiche An-
merkungen und Kommentare ließen 
auf ein reges Interesse an dem 

Good Governance

Gesellschaftliche Diskussions- und Aushandlungsprozesse sind 
wichtig, um ökonomische, soziale und ökologische Anliegen mit-
einander in Einklang zu bringen. Good Governance organisiert 
diese Prozesse im Rahmen einer qualitätsvollen Zusammenar-
beit von Staat und Zivilgesellschaft. Dazu gilt es, neue Formen 
partizipativer Demokratie zu etablieren und Instrumente der 
Qualitätssicherung und der Erfolgskontrolle zu entwickeln.T
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Nachhaltigkeit messen

Neue Tools
für Planung und 
Evaluierung

Die meisten Länder haben sich be-
reits seit Jahren mit dem Thema 
„Nachhaltigkeit prüfen und evaluie-
ren“ auseinandergesetzt. Im Rah-
men der ÖSTRAT wurde der Aus-
tausch über konkrete Erfahrungen 
in der Entwicklung von Instru-
menten und deren Anwendungen 
intensiviert und z.B. in einem län-
derübergreifenden Workshop die 
wesentlichen Herausforderungen 
und Lösungsansätze herausgearbei-
tet. 
Es ist wichtig, bereits in der Ent-
stehungs- und Planungsphase von 
Projekten nachhaltige Wirkungen 
einzuschätzen, um daraus Vorschlä-
ge für Verbesserungen in Richtung 
Nachhaltiger Entwicklung ableiten 
und Maßnahmen richtungssicher 
und effi zient begleiten zu können. 
Seit 2001 wird in Vorarlberg ein 
lern- und Aktivitäten-orientierter An-
satz gewählt. Erfahrungen bündeln 
sich im Büro für Zukunftsfragen 
und seit 2005 in der gemeinnüt-
zigen GmbH Kairos. Daraus wurden 
Instrumente entwickelt und auch 
in Anwendung gebracht, die als 
Beispiele für die ÖSTRAT dienen 

können. Instrumente existieren auf 
einer übergeordneten Ebene (Pro-
jekt Check), auf Ebene der Landes-
verwaltung (Verwaltung hoch4) und 
auf Ebene unterschiedlicher Regi-
onalplanungsgemeinschaften und 
Kommunen (z.B. ProjektDialog). 
Eine wesentliche Herausforderung 
ist die Frage, wie Nachhaltigkeitsin-
strumente in die Verwaltungsarbeit 
und Verwaltungsentwicklung inte-
grierbar sein werden und wie eine 
Akzeptanz durch die Umsetzer, ein 
politischer Auftrag, Glaubwürdigkeit 
und Eigenverantwortung entstehen 
können. Dazu ist es notwendig, 
dass Nachhaltigkeit als eine Füh-
rungsaufgabe und Chance gesehen 
wird. Die Nachhaltigkeitskoordina-
toren sind dabei meist Hüter und 
Entwickler eines Prozesses, um auf 
Antworten zu kommen und Akteure 
und Verantwortliche zusammenzu-
bringen

i Mag. Bertram Meusburger
 e bertram.meusburger@

 vorarlberg.at
 t +43 5574 511 206 12
 www.vorarlberg.at/zukunft

Thema schließen und im Sommer 
2007 wurden die „Standards zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung“ in Form 
eines Ministerratsvortrags (MRV) 
beschlossen. 
Mittlerweile ist neben den Stan-
dards auch ein Praxisleitfaden zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung unter Fe-
derführung des Lebensministeriums 
fertig gestellt worden. Dieser soll 
bei der konkreten Umsetzung von 
Beteiligungsverfahren die notwen-
digen Infos, Tipps, und Tools zur 
Verfügung stellen. Der Leitfaden 
soll bis Mitte dieses Jahres ge-
druckt vorliegen.
Zusätzlich zu diesen Verbreitungs-
formen ist geplant, auf der Plattform 
www.help.gv.at ein Instrument zu 
schaffen, das BürgerInnen erlaubt, 
sich direkt in Beteiligungsprozesse 
einzuklinken. Noch heuer soll eine 
interministerielle Arbeitsgruppe zum 
Thema Öffentlichkeitsbeteiligung im 
Bund einberufen werden.

i Mag.a Eva Nikolov-Bruckner
 e eva.nikolov-bruckner@bka.gv.at
 t +43 1 531 15 71 40
 www.bka.gv.at



 journal nachhaltigkeit

22

2011/1
 Der Newsletter des Akteursnetzwerks Nachhaltiges Österreich

Das Nationale Qualitätszertifikat 
(NQZ) ist ein österreichweit ein-
heitliches branchenspezifisches 
Verfahren zur objektiven Fremdbe-
wertung der Qualität von Alten- 
und Pfl egeheimen. Mit dem NQZ 
können Häuser ausgezeichnet wer-
den, die, über die gesetzlichen Be-
stimmungen hinaus, weitreichende 
Maßnahmen zur Sicherstellung der 
größtmöglichen individuellen Le-
bensqualität ihrer BewohnerInnen 
gesetzt haben. Ziele sind unter 
anderem, diese Qualität sichtbar 
zu machen, mit einem einheit-
lichen System einen Wildwuchs an 
„Gütesiegeln“ hintanzuhalten und 
besonders einen Anreiz für eine 
nachhaltige branchenweite Weiter-
entwicklung der Qualität zu geben. 

Veränderte Ansprüche

In Österreich leben rund 70.000 
Menschen in Alten- und Pflege-
heimen. Aufgrund der gesellschaft-
lichen Veränderungen haben sich 
Qualitätsempfi nden und Ansprüche 
der BewohnerInnen und ihrer An-

gehörigen geändert. Zugleich haben 
konzeptive Entwicklungen in der 
Altenpfl ege zu einem neuen Quali-
tätsverständnis der Heime geführt. 
Neben der Strukturqualität gewin-
nen Prozess- und Ergebnisqualität 
immer mehr an Bedeutung.
Entwickelt 
w i rd das 
NQZ von 
einer vom 
Bundesmi-
n i s te r ium 
für Arbeit, 
S o z i a l e s 
und Kon -
s u m e n -
tenschutz 
(BMASK) gemeinsam mit dem 
Bundesverband der Alten- und Pfl e-
geheime Österreichs eingerichteten 
Arbeitsgruppe, in der alle Bundes-
länder und führende ExpertInnen 
aus den Bereichen Qualitätsma-
nagement und Altenarbeit vertre-
ten sind. Die Zertifi zierung erfolgt 
anhand einheitlicher Zertifi zierungs-
instrumente durch unabhängige, 

branchenerfahrene und speziell 
ausgebildete Zertifi ziererInnen. Der 
Zertifi zierungsprozess orientiert sich 
an international üblichen Normen. 

Erweiterung des Modells

2008/2009 fand eine Pilotphase 
statt, in der österreichweit 14 von 
den Ländern vorgeschlagene Pilot-
häuser bewertet wurden. Im Jahr 
2010 wurde eine Erweiterung des 
NQZ-Modells für den Geriatriebe-
reich und für Häuser, die standard-
mäßig Hospiz und Palliative Care 
eingeführt haben, vorgenommen. In 
der AG NQZ wird derzeit eine Im-
plementierungsstrategie für den Re-
gelbetrieb erarbeitet. Zwischenzeit-
lich werden in Abstimmung mit den 
Ländern in einer Überleitungsphase 
(2010-2012) die Zertifi zierungen wei-
tergeführt. Die Kosten tragen Bund 
und Länder gemeinsam. 

i Dr.in Heidemarie Haydari
 e heidemarie.haydari@bmask.gv.at
 t +43 1 711 00 3285
 www.bmask.gv.at

Gesundheit, Prävention
und Altern
Die Lebenserwartung steigt, der Anteil der älteren Menschen, 
die der Betreuung und Pfl ege bedürfen, nimmt zu. Gleichzeitig 
steigen die Umweltbelastungen und der physische und psychi-
sche Druck am Arbeitsplatz. Ein nachhaltiges Gesundheitswesen, 
basierend auf einer gesicherten öffentlichen Finanzierung, muss 
darauf reagieren. Dazu gilt es auch bei einer gesundheitsförder-
lichen, geschlechter- und altersgerechten Arbeitswelt anzusetzen.

Lebensqualität im Alter

Qualität sichtbar machen

T
he

m
en

fe
ld

östrat-initiativen



 journal nachhaltigkeit

23

2011/1
 Der Newsletter des Akteursnetzwerks Nachhaltiges Österreich

Wie alle modernen Gesellschaften 
ist auch Österreich mit dem Pro-
zess der demografi schen Alterung 
konfrontiert. Gesunkene Kinderzah-
len und eine weiterhin steigende 
Lebenserwartung bewirken, dass 
die Bevölkerung langfristig altert. 
Erschwerend kommt hiezu, dass 
das faktische Pensionsalter trotz 
Auslaufens der vorzeitigen Alters-
pensionen bei langer Versiche-
rungsdauer weiterhin weit unter 
dem Regelpensionsalter liegt. Das 
drängt das Pensionssystem an die 
Grenze seiner Finanzierbarkeit. Es 
gilt, die Menschen länger und ge-
sünder im Berufsleben zu halten. 
Und das erfordert Maßnahmen zur 
Erhaltung der Arbeitsfähigkeit und 
zur Vorbeugung eines krankheitsbe-
dingten Ausscheidens.

Neuordnung der Invaliditäts-

pension

Vorraussetzung ist die Neuordnung 
des Invaliditätspensionsrechts, wo-
für bereits das Regierungspro -
gramm für die XXIII. Gesetzge-

bungsperiode die Einsetzung einer 
Arbeitsgruppe bestehend aus So-
zialpartnern, Regierungsvertretern 
und anderen Experten vorsah. In 
den dazu vom Bundesministerium 
für Arbeit, Soziales und Konsumen-
tenschutz organisierten Arbeitsge-
sprächen wurde die Bedeutung der 
Prävention zur Vermeidung von In-
validität herausgestrichen.
Das Regierungsprogramm für die 
XXIV. Gesetzgebungsperiode (seit 
28.10.2008) hat diese Ergebnisse 
und Vorschläge aufgegriffen und 
festgelegt, dass das einschlägige 
Organisationsrecht, das Präventi-
onsrecht und das Invaliditätsrecht 
reformiert werden sollen. Im Zen-
trum der Reformen stand dabei die 
Intensivierung und Modernisierung 
der berufl ichen Rehabilitation zur Er-
langung bzw. Wiedererlangung der 
Erwerbsfähigkeit. Mit dem ab dem 
1. Jänner 2011 in Kraft getretenen 
Budgetbegleitgesetz 2011 hat die 
Bundesregierung das angestrebte 
Ziel einer Neuordnung des Invalidi-
tätspensionsrechts umgesetzt.

Rehabilitation vor Pension

In Umsetzung des Gedankens: 
„Rehabilitation vor Pension“ wurde 
ein Rechtsanspruch auf eine Re-
habilitation geschaffen, wenn die 
Voraussetzungen für eine Invalidi-
tätspension zumindest wahrschein-
lich sind. Ziel ist es, die Menschen 
länger und gesund im Erwerbsle-
ben zu halten. Zur Abfederung von 
Härtefällen wurde ergänzend hiezu 
für Menschen mit erheblichen Ge-
sundheitsschäden ein qualifi zierter 
Schutz ab Vollendung des 50. Le-
bensjahres geschaffen.
Wiewohl sich die Bundesregierung 
das Ziel einer nachhaltigen Vermin-
derung der Invaliditätspensionen 
durch wirksamere Prävention und 
Rehabilitation vor der Pension ge-
setzt hatte, geht es nicht darum, 
eingeschränkten Menschen den 
Weg in die Pension zu verwehren, 
sondern es gar nicht erst so weit 
kommen zu lassen, dass Menschen 
so schwer erkranken. Nicht zuletzt 
stellt die Möglichkeit, länger und 
gesund im Erwerbsleben bleiben 
zu können, auch einen Gewinn an 
Lebensqualität dar.

i Mag. Erhard d‘Aron
 e erhard.daron@bmask.gv.at
 t  +43 1 711 00 6121
 www.bmask.gv.at

Recht auf Rehab

Länger und gesünder im Berufsleben
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